
Die Sub stitution des Zivildienste s durch Arb eits-
trupp s nach Hartz IV hätte einen weiteren, die Ko s-
ten betreffenden Vorteil . Die se würden nicht vom
Bund auf die Länder und Kommunen abgewälzt,
sondern auf die Arb eitslo senversicherung, die
gegeb enenfalls mit Leistungskürzungen re agieren
könnten . Die s entspräche der herrschenden neoli-
beralen Politik, die Staats- und Sozialleistungsquote
zu drücken .

Fazit

D er Zivildienst wird in wenigen Jahren nicht
mehr existieren . Er ist ein Zwangsdienst, und üb er
sein Ende sollten wir uns freuen . An die Stelle der
ZDL treten mit hoher Wahrscheinlichkeit nur weni-
ge tariflich bezahlte Arb eitskräfte , denn der Üb er-
gang soll möglichst ko stengünstig verlaufen . D ass
allerdings der Zivildienst durch einen neuen Ar-
beitsdienst auf der Grundlage von Hartz IV ersetzt
würde – die se These ist in ihrer Zu spitzung m . E . zu
einfach . Vielmehr dürfte am Ende de s Konversions-
prozesse s (der seit 1 9 9 9 bereits weit fortgeschrit-
ten ist und der vielleicht 2 0 0 8 o der 2 0 1 0 endet) ein
neuer »Mix« der sozialen Dienstleistungen stehen,
dessen konkrete Struktur auch den Planern in der
Ministerialbürokratie no ch nicht völlig klar sein
dürfte . Die herrschenden Sozial- und Arb eitsmarkt-
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n der S atzung de s Versöhnungsbunde s
heißt es u . a. : »D er Versöhnungsbund sam-

melt Menschen, die eine klare persönliche Stellung
gegen den Krieg und dessen Vorb ereitung einneh-
men und j ede Unterstützung des Kriege s als Mittel
der politischen Auseinandersetzung zwischen den
Völkern ablehnen . . . Er verwirft Gewalt als Mittel,
Konflikte au szutragen . . . Er tritt dafür ein, dass die
Gewissensentscheidung j edes Menschen in allen
Fragen de s öffentlichen Lebens ge schützt wird . «
(A us § 2 − Zweck des Vereins)

Von daher ergibt sich in B ezug auf Militär, Wehr-
pflicht und Pflichtdienste folgendes :

Kriegsdienstverweigerung

D er Versöhnungsbund lehnt seit seiner Grün-
dung im Jahr 1 9 1 4 Militär in j eder Form ab , unab-
hängig davon, ob es sich um eine B erufs- o der
Wehrpflichtarmee handelt.

Unge achtet der j eweiligen politischen Zielset-
zung für den Einsatz des Militärs sind seine Waffen

Ullrich Hahn

». . . gleichgültig, aus welchem Motiv«
Grundsätzliche Bemerkungen zu KDV, Wehrpflicht und Militär

politik stellt j edo ch zur Zeit einen M aßnahmekata-
log bereit, mit dem die Träger der »Zivi«-Arbeit, die
Wohlfahrtsverb ände , die Krankenhäuser und
Kommunen, in die Lage versetzt werden sollen, auf
das Au slaufen der Wehrpflicht zu reagieren . Ein-
mal mehr darf man dem sozialpolitischen Agieren
des Staate s ein gewisses M aß an Chaotik nicht ab-
sprechen . Zuminde st p artiell geht es weniger um
ein Umsetzen einer konkreten Planung, als um ein
relativ ergebnisoffenes Experimentieren .

Was heute b ereits an zukünftigem Strukturwan-
del deutlich sichtb ar wird , dürfen wir als Zivil-
dienstgegner nicht ignorieren . D as b etrifft nicht
nur den immer wieder gerne üb ersehenen Sozial-
abb au , der aus dem Wegfall des Zivildienste s resul-
tiert, sondern auch die ganze Palette von prekären,
erpre ssten und erzwungenen B eschäftigungsver-
hältnissen (»Mini-« und »Midi-Job s« , Mehraufwand-
entschädigungsvarianten) , die mit größter Wahr-
scheinlichkeit zukünftig nicht nur im Sozialsektor
und als Zivildienst-Ersatz hö chste B edeutung erlan-
gen werden . Proteste gegen eine ohnehin nicht zu
verwirklichende Dienstpflicht können wir uns
sp aren, unsere Agitation muss sich gegen Sozialab-
b au und »Arb eitsmarktreformen« richten .

Rüdiger Bröhling ist aktiv in der DFG- VK-Gruppe
Marburg.

geeignet, Menschen zu töten und zu verletzen und
werden auch zu diesem Zweck eingesetzt.

D a wir die s als Unrecht ansehen, treten wir für
die Verweigerung de s Kriegsdienstes ein und zwar
gleich, aus welchem Motiv die s geschieht :
� Unserer eigenen Grundhaltung am nächsten

stehen uns zwar diej enigen Kriegsdienstver-
weigerer, die aus prinzipiellen Gründen j ede s
Töten im Krieg ablehnen, egal in welcher Situa-
tion und mit welchen Waffen .

� Re spekt hab en wir ab er auch vor denj enigen,
die ihre Ablehnung de s Kriegsdienste s von b e-
stimmten B edingungen abhängig machen und
dann entsprechend in die Tat umsetzen (z . B .
diej enigen israelischen Soldaten, die derzeit ei-
nen Einsatz in den b esetzten Gebieten verwei-
gern) .

� D en gleichen Respekt verdienen darüb er
hinau s diej enigen, die sich dem Militärdienst
verweigern, weil sie ihr eigenes Leben und die
eigene persönliche Freiheit wertschätzen und
sich um ihrer Menschenwürde willen nicht als
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»Maschinen und Werkzeuge in der Hand des
Staate s gebrauchen« lassen wollen (Kan t, Zum
ewigen Frieden, 3. Prälim inarartikel) .
Wenn Art. 2 Grundgesetz formuliert »Jeder hat
das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persön-
lichkeit. . . j eder hat das Recht auf Leb en und
körperliche Unversehrtheit. . . « , dann ist auch
diese Sorge um das eigene Leb en und um die ei-
gene Freiheit als ein konstitutiver Teil der Ord-
nung des Grundge setzes zu achten .

Aus Sicht eines potenziellen Opfers dürfte es
schließlich gleichgültig sein, aus welchem Motiv
das Gegenüb er die Waffe niederlegt.

Eb enso bin ich als Fußgänger auf dem Zebra-
streifen j eweils dankb ar, wenn ein herannahendes
Auto anhält, auch wenn de ssen Fahrer nicht aus
grundsätzlicher Menschenliebe bremst, sondern
nur, um seine Fahrerlaubnis zu b ehalten .

Wehrpflicht

Die allgemeine (o der j e nach Geschlecht und B e-
darf eingeschränkte) Wehrpflicht lehnen wir dar-
üb er hinaus wegen des ihr innewohnenden Zwan-
ge s ab .

D as uns leitende Menschenbild ist geprägt vom
Gedanken der Selb stb estimmung und Eigenverant-
wortung aller erwachsenen und p sychisch ge sun-
den Menschen .

E s stimmt auch nicht, dass die Wehrpflicht ein
»legitimes Kind der D emokratie« sei (so Theo dor
Heuß) . In D eutschland j edenfalls wurde sie im 1 9 .

Jahrhundet unter hö chst undemokratischen Ver-
hältnissen eingeführt und hat bis in die Zeit de s Na-
tionalsozialismus und darüb er hinaus zur Militari-
sierung der Ge sellschaft b eigetragen .

Wenn D emokratie nicht als reine Mehrheits-
herrschaft mit der Folge einer der Diktatur glei-
chen Fremdherrschaft für die Unterlegenen ver-
standen wird , sollte der Re spekt vor der Autonomie
der einzelnen Mitglieder dieser Gesellschaft und
ihrem Wunsch nach Erhalt des eigenen Leb ens und
der eigenen Freiheit selb stverständlich sein . Im
Sinne von Art. 1 9 Ab s . 2 Grundge setz gehört die ser
Wunsch wohl auch zum nicht antastb aren Kernb e-
reich der Grundrechte auf Leben und körperliche
Unversehrtheit, die nicht weniger als eine Gewis-
sensentscheidung gegen das Töten anderer Men-
schen zu achten sind und au s menschenrechtlicher
Sicht j eder erzwungenen Wehrpflicht entgegenste-
hen sollten .

Wir lehnen de shalb alle Ge setze als Unrecht ab ,
durch welche andere Menschen gegen ihren er-
klärten Willen in den eigenen To d o der zum Töten
Anderer ge schickt werden sollen, und sei es auch
um guter Ziele willen .

Für uns ist mit dem Töten Anderer o der mit dem
unfreiwilligen Sterben die Grenze de s menschlich
Zumutb aren üb erschritten .

Pflichtj ahr

D er Ge sichtspunkt der Selb stbe stimmung de s
Menschen spricht nicht nur gegen die Wehrpflicht,
sondern auch gegen andere Pflichtdienste , wie
schon j etzt dem Zivildienst als einem Ersatzdienst
anstelle de s primär zu leistenden Wehrdienste s
(Art. 1 2 a Ab s . 2 Grundgesetz) o der einem – derzeit
no ch von Art. 1 2 Ab s . 2 und 3 Grundgesetz unter-
sagten allgemeinen Pflichtdienst.

Die Selb stb estimmung de s Menschen ist zwar
notwendig begrenzt durch das Leb en und die Frei-
heitssphäre anderer Menschen; insoweit hat j eder
alle s zu unterlassen, was in Rechte und Freiheit der
Mitmenschen eingreift.

Ein üb er diese Pflicht zum Unterlassen hinau s-
gehende s verpflichtendes Handeln für Andere ist
menschenrechtlich no ch b egründb ar für Fälle un-
mittelb arer Not und wird dann auch kaum in Frage
ge stellt werden (hierzu gehören auch die »her-
kömmlichen« Dienstpflichten b ei Feuer, Üb er-
schwemmung und ähnlichen Notlagen der örtli-
chen Gemeinschaft, wie sie in Art. 1 2 Ab satz 2
Grundge setz ange spro chen sind) . Ein allgemeiner,
situationsunabhängiger Pflichtdienst, und sei er
auch sozialpolitisch motiviert, ist Ausdruck eine s
Über- und Unterordnungsverhältnisse s und
spricht seine Adressaten nicht als eigenverantwort-
liche Mitbürger, sondern als Untertanen an . Hinter
dieser Art von Pflicht steht die Androhung von
Zwang in Form von Strafe und letztlich dem Ge-
fängnis .

Einer freien Ge sellschaft angemessen ist aus un-
serer Sicht allein sowohl die Förderung freiwilliger
Dienste für die Gemeinschaft als auch darüber
hinau s die Vermittlung eine s ge sellschaftlichen
Etho s , das nicht nur für einen zeitlich b egrenzten
Leb ensab schnitt, sondern für das ganze Leb en und
j eden B eruf Werte der Nächstenlieb e und der Ge-
sellschafts- und Weltverantwortung höher stellt als
Geld und Karriere .

Solche eine freie Gesellschaft tragenden ge-
meinschaftsbildenden Werte können wohl auch
kaum mit Zwang, sondern allein aufgrund eigener
Einsicht und dem Mut machenden B eispiel des Vor-
bildes vermittelt werden .

Generelle Ablehnung von Militär

Die genannte Kritik an der Wehrpflicht und die
Forderung nach ihrer Ab schaffung b edeuten keine
Legitimation für eine B erufs- o der Freiwilligenar-
mee .

Auch wenn einer solchen Armee der Zwangs-
charakter nach innen gegenüb er den eigenen Sol-
daten fehlen mag, weil deren Dienst auf einer eige-
nen Entscheidung zur Unterwerfung unter die mi-
litärische Hierarchie b eruht, bleibt doch der mit
To d und Verderb en verbundene Zwang nach
außen in B ezug auf den j eweiligen militärischen
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o der zivilen Gegner erhalten, für den wir als An-
gehörige de s Militär b e sitzenden Staates üb er unse-
re Steuer und unsere Stimme mitverantwortlich
bleib en .

Wie b ereits ob en ausgeführt, lehnen wir das Mi-
litär, auch in Form einer B erufsarmee wegen der
ihm innewohnenden und von ihm ausgeübten Ge-
walt ab . Auch für freiwillig dienende Soldaten
bleibt de shalb die Verweigerung des Kriegs-
dienstes nicht nur die »b e ssere« , sondern darüb er
hinaus die »richtige« Entscheidung, für die wir,

auch unter ge änderten gesellschaftlichen und
weltpolitischen B edingungen einstehen .

Ullrich Hahn ist Rech tsanwalt und Vorsitzender
des deutschen Zweigs des In terna tio nalen Versöh-
n ungsbundes.

Dieser Text wurde vo n Ullrich Hahn als Einstiegsimpulsfür eine
Diskussion über Bundeswehr, Wehrpflich t und soziales Pflich t-

jahr bei der Mitgliederversa mmlung der Zen tralstelle KDVam 6.
März in Berlin abgegeben.
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Klaus Pfisterer

KDV-Statistik 2 003
Jahr 1 99 6 1 997 1 998 1 999 2 0 0 0 2 0 0 1 2 0 0 2 2 0 03

Ungediente 1 4 6 . 1 5 0 1 4 6 . 4 6 7 1 6 2 . 4 6 2 1 64 . 2 6 7 1 6 3 . 2 7 7 1 7 0 . 7 3 4 1 78 . 3 5 4 1 6 3 . 5 4 8
Einb ./Vorb enach . 7 . 0 0 0 5 . 6 1 6 6 . 0 9 0 6 . 5 1 2 6 . 3 9 5 8 . 2 1 0 8 . 1 2 8 4 . 6 2 7
Soldaten 2 . 1 7 3 1 . 8 5 6 2 . 0 1 6 2 . 1 7 5 2 . 4 9 4 2 . 4 5 2 2 . 3 2 2 1 . 8 5 9
Reservisten 1 . 4 4 0 1 . 0 3 3 1 . 0 89 1 . 3 9 3 69 9 1 . 0 2 4 84 0 7 1 1

Summe 1 5 6 . 76 3 1 5 4 . 9 7 2 1 7 1 . 6 5 7 1 74 . 3 4 7 1 7 2 . 86 5 1 8 2 . 4 2 0 1 89 . 64 4 1 70 . 74 5

KDV-Anträge 1 9 9 6 − 2 0 0 3 ; Quelle : Au skunft de s Bundesministeriums der Verteidigung, Pre sse- und Informationsstab vom 1 6 . 0 2 . 2 0 04

Die KDV-Zahlen sind 2 0 0 3 mit 1 70 . 745 Anträgen
gegenüb er dem Vorj ahr deutlich ge sunken . Auf-
fallend ist der Rückgang b ei den Ungedienten so-
wie denj enigen, die eine schriftliche B enachrichti-
gung erhalten hab en, dass sie als Ersatz für Au sfälle
kurzfristig einb erufen werden können (Vor-
benachrichtigte) und den Einb erufenen . Die Mus-
terungszahlen sind mit 372 . 75 2 eb enfalls etwas
niedriger als im Vorj ahr (378 . 679) .

D er Rückgang der KDV-Zahlen um 1 0 Prozent
erklärt sich hauptsächlich durch zwei Dinge : im
April letzten Jahre s wurde eine Veränderung in
der Einb erufungspraxis vorgenommen : alle »taug-
lich 3 «-Gemusterten wurden administrativ, also oh-
ne ge setzliche Grundlage , von der Wehr- bzw. Zivil-
dienstleistung ausgenommen . Viele der ab die sem
Zeitpunkt als »tauglich 3 «-Gemu sterten wu ssten
also , dass sie keinerlei Dienst leisten müssen, und
von diesen dürfte ein erheblicher Teil dann darauf
verzichtet hab en, einen KDV-Antrag zu stellen .

Außerdem dürfte ein Rückgang ein Erfolg der
Informationskamp agnen der DFG-VK (»Mach ´ s
wie Dieter« − www. machs-wie-Dieter. de) und der
Zentralstelle KDV (»Wehrdienst. Zivildienst. Null-
dienst. « − www. wehrpflich t− nein −danke. de) sein .
In b eiden werden Wehrpflichtige darüb er infor-
miert, dass sie mit der KDV-Antragstellung so lange
warten sollten, bis sie tatsächlich einen Einberu-
fungsbe scheid zur Bundeswehr erhalten . Ein sol-
che s Verhalten ist vor allem de shalb sinnvoll, weil
der B edarf der Bundeswehr so weit gesunken ist,
dass nicht einmal mehr die Hälfte der Tauglichen
und Verfügb aren, also derj enigen, die an sich zur
Militärdienstleistung anstehen, auch tatsächlich
einb erufen werden . Wer also mit der KDV-Antrag-

stellung abwartet, hat eine fünfzigprozentige
Chance , von der Bundeswehr gar nicht gewollt zu
werden; falls er do ch einb erufen wird , ist die
KDV-Antragstellung sp äte stens seit der Ge setzes-
änderung vom 1 . Novemb er 2 0 0 3 , mit der die
KDV-Ausschü sse abge schafft wurden und die allei-
nige Zuständigkeit für alle Anerkennungsverfah-
ren zum Bunde samt für den Zivildienst verlagert
wurde , im Prinzip unproblematisch . D erj enige ,
der dann Zivildienst leisten muss , kann sich zudem
sicher sein, mit dem Zivildienst einen Ersatz für ei-
nen Dienst zu leisten, den er tatsächlich hätte ab-
leisten müssen .

Allen jungen Männern bleibt auch weiterhin zu
raten, sich so wie be schrieb en zu verhalten . Die
Einb erufungspraxis des Jugendministeriums im
B ereich de s Zivildienstes stellt eine eklatante Dis-
kriminierung von Kriegsdienstverweigerern dar :
Während zum Grundwehrdienst in diesem Jahr
knapp 8 3 . 0 0 0 Wehrpflichtige einberufen werden,
sollen 1 0 0 . 0 0 0 Zivildienst leisten . D a nur gut 4 0
Prozent aller Wehrpflichtigen den Kriegsdienst
mit der Waffe verweigern, werden Kriegsdienst-
verweigerer in weit höherem Ausmaß zur Dienst-
leistung herangezogen . Die Regierungsp arteien
hatten dagegen in ihrem 2 0 02 vereinb arten Ko aliti-
onsvertrag no ch verspro chen, »für die größtmögli-
che Gerechtigkeit und Gleichb ehandlung zwi-
schen Wehr- und Zivildienstleistenden« zu sorgen .

Kla us Pfisterer ist KDV-Rech tsbeistand und Lan-
dessprecher der DFG- VK Baden- Württem berg.

Au sführlichere Statistiken sind abrufb ar auf der Internet-

Homep age www.forum-pazifism us. de


